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Die Hansestadt Lineburg hat am 16.09.2021 beim Bundesinstitut fir Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) ihr Interesse am Programm ,Zukunftsfahige Innenstadte und
Zentren® bekundet.

Es handelt sich um ein Projekt des Bundesministeriums des Innern, fir Bau und Heimat
(BMI). Das BBSR wurde mit der Umsetzung des Programms beauftragt. Fir dieses
Bundesprogramm stehen inklusive der Mittel flir die Programmbegleitung insgesamt
250 Mio. EUR ab 2021 fir Vorhaben mit maximaler Laufzeit bis 2025 zur Verfligung. Der
Bundeszuschuss zu den zuwendungsfahigen Gesamtausgaben je Zuwendungsempfanger
muss fir den gesamten Forderzeitraum mindestens 200.000 Euro betragen und darf die
maximale Héhe von 5 Millionen Euro nicht Uberschreiten.

Die Frist fir die Interessenbekundung endete am 17.09.2021. Das BBSR wird die
Interessenbekundungen sichten und einer eingerichteten Jury voraussichtlich Ende Oktober
eine Foérderempfehlung aussprechen. AnschlieRend erfolgt die Auswahl der zu férdernden
Projekte durch das BMI, dass zu einer Antragstellung innerhalb von vier Wochen auffordern
wird. Nach erfolgter Antragseinreichung und -prifung erhalten die ausgewahlten Kommunen
einen Forderbescheid und missen die Projekte bis zum 31.08.2025 umsetzen. Aufgrund
des kurzen Zeitfensters fiir die Antragstellung soll das von der Verwaltung im Rahmen der
Interessenbekundung eingereichte Projekt bereits zum jetzigen Zeitpunkt durch den Rat der
Hansestadt Liineburg beschlossen werden.



Ziele des Programms:

Der Bund méchte im Rahmen des Bundesprogramms ,Zukunftsfahige Innenstadte und
Zentren“ Stadte und Gemeinden modellhaft bei der Erarbeitung von innovativen Konzepten
und Handlungsstrategien und deren teilweiser Umsetzung fordern. Im Kontext der
Strategieentwicklung kénnen somit im Sinne von Reallaboren auch konkrete
Einzelmallnahmen zur Starkung und Entwicklung der Innenstadte bzw. Zentren unterstutzt
werden. Ziel ist es, Stadte und Gemeinden bei der Bewaltigung akuter und auch struktureller
Problemlagen (,Verédung®) in den Innenstadten, Stadt- und Ortsteilzentren zu unterstitzen,
indem diese als Identifikationsorte der Kommune zu multifunktionalen, resilienten und
kooperativen Orten (weiter)entwickelt werden.

Die geférderten Handlungsstrategien sollen insbesondere auch in experimentellen Verfahren
und Formaten — mit sinnvoller Verzahnung zur Bund/Lander-Stadtebauférderung — einen
Beitrag fUr eine zukunftsfahige Transformation der Zentren leisten.

Da dies nur als Gemeinschaftsaufgabe aller innenstadtrelevanten 6ffentlichen und privaten
Akteure gelingen kann, sind — ggf. neue — Akteurskooperationen zwischen Birgern,
Eigentimern, Investoren, Verwaltung, Unternehmen und Kreativen, insbesondere auch
jungen ,Stadtmachern® zu initiieren bzw. weiterzuentwickeln.

Mit dem Bundesprogramm wird die Initiative des Bundesministeriums des Innern, fur Bau
und Heimat erganzt, das im Oktober 2020 den ,Beirat Innenstadt® einberufen hat, um bis
Sommer 2021 in einem gemeinsamen Arbeitsprozess eine Ubergreifende, an den
derzeitigen Herausforderungen angepasste Innenstadtstrategie zu erarbeiten. Diese soll mit
konkreten Handlungsempfehlungen als Hilfestellung fir Stadte und Gemeinden verstanden
werden und bereits bestehende Expertise einbinden. Uber das Bundesprogramm
L<Zukunftsfahige Innenstddte und Zentren® wund die Foérderung modellhafter
Handlungsstrategien soll auch der Wissenstransfer zwischen den Stadten und Gemeinden
gestarkt werden.

Der vollstandige Projektaufruf ist der Vorlage als Anlage 1 beigefigt.

Interessenbekundung Hansestadt Liineburg

Die Verwaltung hat dezernatsibergreifend Entwicklungsstrategien fir den Bereich des
Zentrums erarbeitet und auf dieser Grundlage das Gesamtprojekt ,Innenstadtdialog_HLG"
entwickelt.

Kurzbeschreibung des Projekts:

Luneburg steht vor den aktuellen Transformationsprozessen der Verkehrswende, der
Anpassung an den Klimawandel sowie einer Gesellschaft mit neuen sozialen und digitalen
Ansprichen. Die Pandemie hat zusatzlich Entwicklungsbedarfe aufgezeigt.

Im Zentrum treffen viele Anforderungen aufeinander und sollen konzeptionell bearbeitet
werden.

Die Innenstadt Lineburgs wird gepragt durch die historischen Gebaude der alten
Hansestadt. Der Schwerpunkt des Einzelhandels mit oberzentraler Funktion liegt im
Uberwiegend als FuRgangerzone ausgewiesenen Bereich. Der stationare Einzelhandel steht
durch den Onlinehandel, globalen Wettbewerb und Lieferketten sowie die Folgen des
Lockdowns unter Druck. Wahrend des Lockdowns war der Liuneburger Wochenmarkt mit
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seinen regionalen Produkten an der frischen Luft ein wichtiger Versorgungsanker fur die
Region.

Um die Innenstadt zukunftsfahig aufzustellen, sollen drei Schwerpunkte konzeptionell
entwickelt werden:

Konzeptschwerpunkt 1 Wochenmarkt (K1):

Wochenmarktentwicklung - Untersuchung folgender Themen: Ausdehnung der Standflache
fur mehr Anbieter, Betrachtung der Abstidnde und Durchgange, Regelungsbediirfnis flr
Marktlogistik und Parkraummanagement, Prifung zukinftiger Infrastrukturanforderungen
Uber Strom und Wasser hinaus, Multicodierung der Marktplatzflache auch fir andere
Veranstaltungsformate oder Sondernutzungen anliegender Betriebe. Dazu zahlt auch die
Entwicklung eines Nutzungskonzeptes fur eine Schlisselimmobilie am Markt (zur
Verhinderung eines Leerstandes).

Konzeptschwerpunkt 2 Orte fiir Kultur und Ehrenamt (K2):

Das denkmalgeschiitzte Glockenhaus in der Innenstadt bietet Potentiale flr Nutzungen
durch Kulturschaffende und Ehrenamtliche, die heute nicht ausgeschopft jedoch dringend
bendtigt werden. Eine Neukonzeptionierung zur Nutzung im nichtkommerziellen Bereich
unter Einbeziehung einer breiten Akteursebene ist erforderlich, um daraus bauliche Bedarfe
fur eine Sanierung und Modernisierung ableiten zu kénnen. Die Konzeptentwicklung flr
Flachen des Rathauses (Ratskeller, Gerichtslaube) gehort dazu, um ungenutzte
Flachenpotentiale auszuschopfen.

Konzeptschwerpunkt 3 Offentlicher Raum und Nahmobilitat (K3):

Flachendeckende raumliche Innenstadtuntersuchung als Grundlage fir eine
Aufwertungsstrategie des offentlichen Raums, insbesondere mit Schwerpunkt fir
Spielmoglichkeiten in der Stadt (Familienfreundlichkeit), Grinmaflinahmen (Klimaanpassung)
sowie verkehrlicher Aspekte der Nahmobilitat (Barrierefreiheit, neue limenauquerung).

Alle Teile des Projekts dienen dem Ziel, das Zentrum der Hansestadt Luneburg zu einem
multifunktional genutzten und belebten Raum zu entwickeln. Der Schwerpunkt liegt auf der
Konzept- sowie Strategieentwicklung, da vor der Umsetzung zunachst die Bedarfe fur alle
relevanten Teilbereiche, unter Beteiligung der Birgerlnnen und Akteure des Zentrums,
ermittelt werden sollen. Der Austausch mit allen themenrelevanten Akteursgruppen Uber
gezielte Dialoge, soll als sinnvolle Erganzung zur bestehenden Struktur des
Innenstadtmanagements dienen. Auf diese Weise sollen sich absehbar in der Zukunft
ergebende Anforderungen bereits einbezogen werden, bevor die Mallhahmen umgesetzt
werden. Das Ziel ist die ganzheitliche Betrachtung der Bedarfe eines modernen Zentrums.
Wahrend der Pandemie hat sich deutlich gezeigt, dass der Aufenthalt, die
Freizeitgestaltung, das Einkaufen, Arbeiten sowie das kulturelle und soziale Leben im Freien
einen wesentlichen Bestandteil eines resilienten und modernen Zentrums darstellt. Darlber
hinaus besteht eine hohe Nachfrage fur die Nutzung von ausreichend groRRen
Raumlichkeiten zu unterschiedlichsten Zwecken. Ziel des dargestellten Gesamtprojektes ist
es, die ermittelten Anforderungen in Konzepten darzustellen und auf diese Weise einen
ganzheitlichen Blick auf das Zentrum zu erlangen sowie eine strukturierte Umsetzung zu
ermoglichen.

Es sollen auf diese Weise Leerstande verhindert, bereits leerstehende / kaum genutzte
Gebaude im Zentrum reaktiviert und einer neuen Nutzung zugefuhrt werden sowie
multifunktionale Begegnungsraume entstehen. Durch die Erhdhung der Aufenthaltsqualitat
im Zentrum soll ein 6ffentlicher Ort der Begegnung, des Handels, der Kultur, des Spielens,
des Sports und des sozialen Miteinanders entstehen, der zum Verweilen einladt und gut
frequentiert ist.



Der Innenstadtdialog HLG flieRt in den parallel von der Stadt initiierten Beteiligungsprozess
zur Aufstellung eines Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK) ein.

Projektgebiet:

Das Projektgebiet umfasst weitestgehend die Lineburger Innenstadt innerhalb des
Stadtrings und hat eine Flache von 13,8 ha (Anlage 1: Projektgebiet). Die Abgrenzung
erfolgt aufgrund der Projektschwerpunkte. Es ist die Flache des Wochenmarktes enthalten
und lasst im nahen Umfeld Untersuchungsraum fur Flachenausdehnungen und bezieht
wichtige Parkraumflachen wie den Marienplatz, die Silzwiesen und bestehende Parkhauser
mit ein. Das Glockenhaus, die Gerichtslaube und der Ratskeller am Rathaus liegen
innerhalb der Fulgangerzone in der Innenstadt im Projektgebiet. Die genaue
Gebietsabgrenzung nach auflen wurde so gewahlt, dass auch wichtige Grinflachen und
Areale am Wasser (llmenau und Lésegraben) enthalten sind, um eine innerstadtische
Konzeptionierung zur Aufwertung und Weiterentwicklung des Offentlichen Raums auch tber
die FuRRgangerzone hinaus in den Blick nehmen zu kénnen. Die Ausdehnung im Norden
Uber den Zusammenfluss von Ilimenau und Ldsegraben hinaus soll hier die Machbarkeit
einer neuen Querung des Wassers entwickeln kdnnen, um die Nahmobilitat zu starken.

Beim Zuschnitt des Gebiets ergeben sich Uberschneidungen zu den Sanierungsgebieten
.Wasserviertel“, ,Weiller Turm“ und ,Grinband Innenstadt‘, die alle mit Mitteln der
Stadtebauférderung finanziert werden. Die MaRnahmen zu K3a, K3b berucksichtigen die
bereits umgesetzten oder vorgesehenen MalRnahmen der Sanierungsgebiete (keine
Doppelung von Untersuchungen, Malihahmen).

Zu beantragende Forderung:

Das Niedersachsische Ministerium flr Inneres und Sport hat der Hansestadt Lineburg das
Vorliegen einer Haushaltsnotlage (Grundlage: Zukunftsvertrag mit dem Land
Niedersachsen) bescheinigt, sodass fiur die Hauptprojektteile eine 90%ige Fdrderung
beantragt werden soll. Insgesamt ergibt sich eine Forderquote in Héhe von rund 84%.

Die Férdersumme belauft sich bei einem Projektvolumen von 612 T€ auf rund 511 T€. Zur
Umsetzung aller Projektteile werden von 2021-2025 insgesamt Eigenmittel in Héhe von rund
102.000,- € bendtigt.

Eine Zusammenfassung der Interessenbekundung ist der Anlage 2 der Vorlage zu
entnehmen.

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Hansestadt Luneburg beauftragt die Verwaltung, bei Auswahl des eingereichten
Projekts ,Innenstadtdialog HLG" durch das Bundesministerium des Innern, fir Bau und
Heimat, einen Antrag zur Férderung aus dem Programm ,Zukunftsfahige Innenstadte und
Zentren® einzureichen.

Bei Aufnahme im Fdrderprogramm ,Zukunftsfahige Innenstadte und Zentren“ wird der
Eigenanteil zur konzeptionellen Erarbeitung des Dialograums Innenstadt in Hbhe von
1.000€ gem. § 117 NKomVG aulerplanmalig aus dem Ansatz ,Sonstige
Geschéftsaufwendungen der Stabsstelle 01 bereitgestellt. Die in den Folgejahren
entstehenden Aufwendungen und Ertrage werden im Haushaltsplan 2022 aufgenommen.




Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) fur die Erarbeitung der Vorlage: 70,-
aa) Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.
b) fir die Umsetzung der MaRnahmen: 2021: 10.000,- €; 2022: voraussichtlich 206.000,- €;
ab 2023: voraussichtlich 395.500,- €; gesamt voraussichtlich 611.500,- €
¢) an Folgekosten:
d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja X/ nach Aufnahme im Férderprogramm bzw. auerplanmafiger
Mittelbereitstellung sowie Genehmigung des Haushalts 2022
~— Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle: KS 01020
Produkt / Kostentrager: KT 11101503
Haushaltsjahr: 2021 (Ifd.), 2022 ff. (HH 2022)

e) mogliche Einnahmen: 2021: 9.000,- €; 2022: voraussichtlich 175.400,- €;
ab 2023: voraussichtlich 325.950,- €; gesamt voraussichtlich 510.350,- € €

Anlage/n:
Anlage 1: Projektaufruf ,Zukunftsfahige Innenstadte und Zentren*

Anlage 2: Zusammenfassung Interessenbekundung Hansestadt Liineburg

Beratungsergebnis:

Sitzung | TOP Ein- Mit It. Be- abweichende(r) Empf Unterschr.
am stimmig Stimmen-Mehrheit schluss- /Beschluss des
Ja/Nein/ vorschlag Protokollf.
Enthaltungen

1
2
3
4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
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Projektaufruf ,,Zukunftsfahige Innenstadte und Zentren®
Veréffentlichung am 22.07.2021

Das Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (BMI) fordert innovative Konzepte zur Starkung
der Resilienz und Krisenbewaéltigung in Stadten und Gemeinden mit dem Bundesprogramm ,,Zukunftsfa-
hige Innenstadte und Zentren“. Mit der Umsetzung des Programms hat das BMI das Bundesinstitut fiir
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) beauftragt.

Stadte und Gemeinden sind aufgerufen, dem BBSR bis zum 17.09.2021 Projektvorschlége fiir innovative
Konzepte und Handlungsstrategien zur Starkung der Resilienz und Krisenbewiéltigung zu unterbreiten.

Malgeblich hierfiir sind nachfolgende Rahmenbedingungen:

1. Hintergrund und Forderziele

Viele Stadte und Gemeinden sind von tiefgreifenden Veranderungen in ihren Innenstadten, Stadt- bzw. Ortsteil-
zentren und Ortskernen betroffen. Das gilt vor allem fir einen anhaltenden Strukturwandel im Einzelhandel. Aber
auch andere Nutzungen im Tourismus und im Gastgewerbe, von Kultureinrichtungen oder in Kirchen, gewerbli-
che Nutzungen und die Wohnnutzung sind zum Teil in ihren jetzigen Angebots- und Betriebsformen nur noch ge-
ring gefragt oder nicht mehr tragfahig. Die Auswirkungen der Corona-Pandemie beschleunigen diese strukturel-
len Entwicklungen zusatzlich und decken die drangenden Handlungsbedarfe auf. Es bedarf z.T. erheblicher funk-
tionaler, stadtebaulicher und immobilienwirtschaftlicher Anpassungen in den Innenstadten, Stadt- und Ortsteilzen-
tren, um die generelle Funktion dieser Handlungsraume fir die Gesamtstadt langfristig zu sichern.

Ebenso erfordern veranderte Anspriiche und notwendige Anpassungen, z.B. in den Bereichen Klimaschutz, Mo-
bilitat, Wohnen aber auch Freiraum und Griin vielfach eine Neuorientierung in komplexen und sensiblen Stadt-
raumen.

Neben vielen Herausforderungen bietet der anstehende Transformationsprozess aber auch vielféltige Chancen,
die es zu erkennen und in guten Ldsungen umzusetzen gilt. Eine Neuorientierung von bislang stark einzelhan-
delsgepragten Quartieren und Handlungsrdumen hin zu neuen multifunktionalen Nutzungen mit einer Vielzahl
von Akteuren eréffnet ganz neue Maglichkeitsraume.

Der Bund méchte daher im Rahmen des Bundesprogramms ,Zukunftsfahige Innenstédte und Zentren® Stadte
und Gemeinden modellhaft bei der Erarbeitung von innovativen Konzepten und Handlungsstrategien und deren
teilweiser Umsetzung fordern. Im Kontext der Strategieentwicklung kénnen somit im Sinne von Reallaboren auch
konkrete EinzelmalRnahmen zur Stérkung und Entwicklung der Innenstédte bzw. Zentren untersttitzt werden. Ziel
ist es, Stadte und Gemeinden bei der Bewaltigung akuter und auch struktureller Problemlagen (,Verddung®) in
den Innenstadten, Stadt- und Ortsteilzentren zu unterstitzen, indem diese als Identifikationsorte der Kommune
zu multifunktionalen, resilienten und kooperativen Orten (weiter)entwickelt werden.

Die geférderten Handlungsstrategien sollen insbesondere auch in experimentellen Verfahren und Formaten — mit
sinnvoller Verzahnung zur Bund/Lénder-Stadtebauférderung — einen Beitrag fiir eine zukunftsfahige Transforma-
tion der Zentren leisten.



Da dies nur als Gemeinschaftsaufgabe aller innenstadtrelevanten 6ffentlichen und privaten Akteure gelingen
kann, sind — ggf. neue — Akteurskooperationen zwischen Blrgern, Eigentiimern, Investoren, Verwaltung, Unter-
nehmen und Kreativen, insbesondere auch jungen ,Stadtmachern® zu initiieren bzw. weiterzuentwickeln.

Mit dem Bundesprogramm wird die Initiative des Bundesministeriums des Innern, fiir Bau und Heimat ergénzt,
das im Oktober 2020 den ,Beirat Innenstadt” einberufen hat, um bis Sommer 2021 in einem gemeinsamen Ar-
beitsprozess eine ubergreifende, an den derzeitigen Herausforderungen angepasste Innenstadtstrategie zu erar-
beiten. Diese soll mit konkreten Handlungsempfehlungen als Hilfestellung fiir Stadte und Gemeinden verstanden
werden und bereits bestehende Expertise einbinden. Uber das Bundesprogramm ,Zukunftsfahige Innenstédte
und Zentren“ und die Férderung modellhafter Handlungsstrategien soll auch der Wissenstransfer zwischen den
Stadten und Gemeinden gestarkt werden.

2. Rechtsgrundlagen

Der Bund gewahrt fiir die Durchfiihrung der geforderten Projekte Zuwendungen nach MaRRgabe dieses Projekt-
aufrufes und der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu §§ 23 und 44 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) so-
wie die in Nr. 7 aufgeflihrte Nebenbestimmung fir Zuwendungen zur Projektforderung an Gebietskdrperschaften
und Zusammenschlisse von Gebietskorperschaften (ANBest-Gk). Ein Anspruch auf Gewahrung der Zuwendung
besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehdrde aufgrund ihres pflichtgemalien Ermessens im Rah-
men der verfiigbaren Haushaltsmittel.

3. Fordervolumen und Fordergegenstande

Fur dieses Bundesprogramm stehen inklusive der Mittel fir die Programmbegleitung insgesamt 250 Mio. EUR ab
2021 fur Vorhaben mit maximaler Laufzeit bis 2025 zur Verfiigung. Die Mittelbereitstellung steht unter dem Vor-
behalt der Zustimmung des (zuklinftigen) Haushaltsgesetzgebers.

Fordergegenstande sind die Entwicklung bzw. Weiterentwicklung von Konzepten und Handlungsstrategien sowie
die Entwicklung und Umsetzung von EinzelmaBnahmen. Dies schliet die konzeptionelle Beratung und Beglei-
tung im Rahmen der Konzeptumsetzung, bei der Projektentwicklung, fiir investitionsvorbereitende Aktivitaten so-
wie — daraus resultierende - geringflgige investive MaBnahmen zur Starkung von multifunktionalen, resilienten
und kooperativen Innenstédten sowie Stadt- und Ortsteilzentren ein. Wichtig sind dabei insbesondere

= die Aktivierung breit angelegter Akteurskooperationen

= neue bzw. angepasste Beteiligungsformate zur Starkung der Teilhabe

= stadtebauliche und immobilienwirtschaftliche Themen

= die Verknipfung mit anderen fir die stadtebauliche Weiterentwicklung relevanten Querschnittsaufgaben
(u.a. Digitalisierung, Mobilitat, Wohnen, Anpassung an den Klimawandel, Aufwertung urbaner Frei-
raume, Griin in der Stadt)

= handlungsfeldiibergreifende Ansétze zur Uberwindung monofunktionaler Strukturen sowie

= tempordre Losungen mit Impulswirkung.

Dazu zahlen folgende Fordergegenstande:

1)  die Erarbeitung von innovativen Konzepten und Handlungsstrategien zur Bewéltigung des Struktur-
wandels in Innenstadten, Stadt- und Ortsteilzentren:
- durch Erarbeitung neuer Konzepte
- durch Weiterentwicklung / Vertiefung bestehender Konzepte.
Dabei missen die konzeptionelle gesamtstadtische Einbettung, der stadtebauliche Zusammenhang und der
integrierte Ansatz sowie die Teilhabe und Beteiligung von relevanten Akteuren deutlich werden.



Machbarkeitsstudien, Beratungsleistungen, Gutachten, Planungen fiir die Aufwertung und Nachnutzung
der vom Wandel betroffenen Standorte, insbesondere bei leerstehenden ,EinzelhandelsgroRimmobilien* und
ahnlichen zentrumspragenden Gebéuden.

der Aufbau von neuen oder der Ausbau bestehender innenstadtbezogener Kooperationen (z.B. Zentren-
management), die die unterschiedlichen Anforderungen und Potentiale aller relevanten Akteure zur Entwick-
lung des Ortes zusammenfiihren und moderieren (z.B. Durchfilhrung von Informationsveranstaltungen, Plan-
spielen, Moderationsprozessen mit breiter Akteursbeteiligung, Workshops, Beratung von Eigentimern und
Griindungsinteressierten, Griindung eines lokalen ,Beirats Innenstadt usw.).

die Einrichtung eines Verfiigungsfonds fiir investive und nichtinvestive MaBnahmen zur Attraktivitéts-
steigerung des Zentrums, der sich zu mindestens 50 v.H. aus Mitteln der Wirtschaft, Privaten oder zusatzli-
chen Mitteln der Gemeinde finanziert. Uber die Verwendung der Mittel entscheidet ein lokales Gremium.

die voriibergehende Anmietung von leerstehenden Raumlichkeiten, insbesondere Ladenlokalen, mit
dem Ziel, zukunftsfahige, frequenzbringende Nutzungen (z.B. Start-Ups, Kultur- und Bildungsangebote, ge-
meinwohlorientierte Initiativen) in der Startphase zu unterstiitzen. Bei der Neuvermietung an die Kommune
hat der Vermieter die bisherige Miete im Interesse der kooperativen Stadtentwicklung grundsatzlich um min-
destens 15 % zu reduzieren.

Forderfahig sind die Ausgaben der reduzierten Weitervermietung an die neuen, oben genannten Nutzer bis
zu einer forderfahigen Mietflache von 300 gm fur die Dauer von bis zu zwei Jahren.

der Zwischenerwerb fir die Dauer von drei Jahren bei Immobilien, die durch Lage oder Erscheinungsbild
eine besondere Bedeutung flir das Zentrum haben und in der Erdgeschosszone und dartiber hinaus seit
mindestens i.d.R. 12 Monaten leer stehen und durch neue Nutzungen zur Belebung in der Innenstadt beitra-
gen sollen.

Forderfahig sind hier — abziglich laufender Mieteinnahmen und zuziiglich anfallender Grunderwerbsneben-
kosten —

a) die Ausgaben fiir den Zwischenerwerb (Zinsausgaben) des Gebéudes auf Basis des Verkehrswertes

b) Malinahmen zur Verkehrssicherung in Héhe von 0,20 Euro pro Quadratmeter und Monat.

Nicht forderfahig ist der Kaufpreis der Immobilie.

MaRnahmen des Innenstadtmarketings und der Offentlichkeitsarbeit.

geringfiigige baulich-investive MaBnahmen flir eine zukunftsfahige Transformation der Innenstadt / des
Zentrums, z.B. Umgestaltungen / Aufwertungen von Geb&uden, Platzen, Freiflachen zur kreativen, tempora-
ren Zwischennutzung.

Das Volumen dieser Malnahmen soll pro Zuwendungsempfanger grundsétzlich nur einen geringflgigen
Anteil (30 %) betragen.

EU-beihilferechtliche Regelungen, maligeblich die Art. 106 bis 109 AEUV, sind zu beachten.

Die Kommune kann einen oder mehrere Fordergegenstande fiir ihr vorgesehenes Projekt (Gesamtvorha-
ben) auswéhlen.

Sollten bereits ein Zentrenmanagement, Verfligungsfonds oder integrierte Stadt(teil)entwicklungskonzepte vor-
handen sein, ist der darliberhinausgehende Bedarf zu begriinden. Malnahmen in bestehenden oder beantragten



Gebietskulissen der Stadtebauforderung missen ebenfalls separat begriindet werden. Abrisse sind nicht férder-
fahig.

4, Zuwendungsempfanger

Antragsberechtigt sind Stadte und Gemeinden (Kommunen) mit bestehenden oder drohenden Problemlagen in
ihren Innenstadten / Zentren.

Weiterleitungen der Zuwendung an Dritte nach MaRgabe der VV Nr. 12 zu § 44 BHO sind zulassig. Das EU-Bei-
hilferecht, maRgeblich die Art. 106 bis 109 AEUV, ist zu beachten.

5. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen

Jede Kommune kann nur eine Interessenbekundung einreichen.

Es werden keine Projektinhalte gefordert, die zu den Pflichtaufgaben der Kommunen gehéren bzw. fir die es be-
reits gesetzliche oder sonstige éffentlich-rechtliche Finanzierungsregelungen gibt.

Zuwendungen werden nur fir solche Projekte bewilligt, die noch nicht begonnen wurden. Eine rlickwirkende For-
derung ist ausgeschlossen.

Die Gesamtfinanzierung des Projekts muss sichergestellt sein. Die zuwendungsrechtlichen Bewilligungsvoraus-
setzungen regelt VV Nr. 1 zu § 44 BHO.

6. Art, Umfang und Hohe der Zuwendung

= Die Projekte mlssen bis spatestens zum 31. August 2025 abgeschlossen sein.

= Die Zuwendung wird im Wege der Projektforderung als Anteilfinanzierung in Form nicht riickzahlbarer Zu-
schisse gewahrt (VV Nr. 2.2.1 zu § 44 BHO). Die Zuwendungen werden bei der Bewilligung auf einen
Hdchstbetrag begrenzt. Verringert sich die Summe der zuwendungsfahigen Ausgaben, verringert sich auch
die Zuwendung anteilig. Erhoht sich die Summe der zuwendungsfahigen Ausgaben, hat dies jedoch durch
die Hochstbetragsfestlegung keine Auswirkungen auf die Hohe der Zuwendung.

= Die maximale Zuschusshdhe betragt 75 v.H. der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben; bei Kommunen in
Haushaltsnotlage 90 v.H. Die Haushaltsnotlage der betroffenen Kommunen ist dabei von der in den Landern
zustandigen Finanzaufsicht zu bestatigen. Entsprechend betragt der aufzubringende Eigenanteil mindestens
25 v.H.; bei Kommunen in Haushaltsnotlage 10 v.H.

= Der Eigenanteil muss in Form von Geldleistungen (Eigenmittel) erbracht werden. Hieriiber muss - sofern das
Projekt fiir die 2. Stufe ausgewanhlt wird - bei Antragstellung ein Ratsbeschluss bzw. Beschluss des entspre-
chenden Gremiums vorgelegt werden.

= Die finanzielle Beteiligung unbeteiligter Dritter ist ausdriicklich erwiinscht. Als unbeteiligte Dritte gelten solche
natirlichen oder juristischen Personen, die keine rechtlichen, personellen oder wirtschaftlichen Beziehungen
zum Projekttrager, Bauherrn oder Vorhaben haben (z.B. unabhangige Stiftungen oder Spender). Sie kann
als kommunaler Eigenanteil gewertet werden — bis zu einem in jedem Fall von der Kommune aufzubringen-
den Eigenanteil von 10 % der férderfahigen Kosten.

= Der Bundeszuschuss zu den zuwendungsfahigen Gesamtausgaben je Zuwendungsempfanger muss fiir den
gesamten Forderzeitraum mindestens 200.000 Euro betragen und darf die maximale H6éhe von 5 Millio-
nen Euro nicht Gberschreiten.

Zuwendungsfahig sind erforderliche und angemessene:

a. projektbezogene Personalausgaben, z.B. bei beauftragten Stadtentwicklungsgesellschaften. Personalausga-
ben der Kommune sind nicht forderfahig.



b. projektbezogene Honorare (Ausgaben fiir beauftragte Dritte)

c. projektbezogene Sachausgaben, z.B. fiir Anmietung von Raumen, baulich-investive Ma3nahmen
d. Ausgaben fir projektbezogene Reisekosten

e. Ausgaben fiir projektbezogene Offentlichkeitsarbeit sowie fiir Mitwirkung am Wissenstransfer.

7. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Bestandteil eines Zuwendungsbescheides an die Kommunen werden die Allgemeinen Nebenbestimmungen flr
Zuwendungen zur Projektférderung an Gebietskorperschaften und Zusammenschliisse von Gebietskérperschaf-
ten (ANBest-Gk).

Prifungsrechte
Nach den ANBest-Gk sind die Bewilligungsbehérde (das BBSR) und der Bundesrechnungshof in dem dort nie-
dergelegten Umfang berechtigt, die Verwendung der Zuwendung zu prifen.

Wissenstransfer und Wirkungsanalyse
(Berichts- und Mitwirkungspflichten)

Die geférderten Projekte sind verpflichtet, dem BBSR (und der Projektbegleitung) regelméfig Sachstandsberichte
zur Umsetzung der Vorhaben vorzulegen. Die Berichte beinhalten Angaben zu den im Projekt erzielten Wirkun-
gen.

Die Zuwendungsempfanger verpflichten sich, am kommunalen Erfahrungsaustausch und Wissenstransfer, z.B. in
Form von Workshops und Fachkonferenzen teilzunehmen.

Informations- und Publizitatspflichten

Der Zuwendungsempfanger verpflichtet sich, in geeigneter Form auf die BMI-Forderung hinzuweisen. Zudem er-
klért sich der Zuwendungsempféanger bereit, Informationen, u.a. Bildmaterial, insbesondere fir die zentrale Inter-
netplattform des Zuwendungsgebers zur Verfligung zu stellen.

8. Interessenbekundungs-, Antrags- und Bewilligungsverfahren

Die Auswahl der Projekte erfolgt Uber ein zweistufiges Verfahren und besteht aus dem Interessenbekundungs-
verfahren und dem daran anschlieBenden Antragsverfahren.

8.1 Interessenbekundungsverfahren

In der ersten Stufe sind dem Bundesinstitut fir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) bis spatestens
17.09.2021 (23:59 Uhr) Interessenbekundungen Uber das Forderportal des Bundes easy-Online einzureichen:
https://foerderportal.bund.de/easyonline

Die in easy-Online erstellte Interessenbekundung ist nach Abschluss des digitalen Antragsverfahrens unveran-
dert ausgedruckt und unterschrieben (ggf. mit ergdnzenden Unterlagen) dem BBSR (Referat SWD, Deichmanns
Aue 31-37, 53179 Bonn) bis spatestens zum 20.09.2021 (Datum Poststempel) zuzuleiten.

Fur die Einhaltung der Frist ist der Poststempel maRgeblich. Verspétet eingehende oder unvollstandige Unterla-
gen werden nicht berlcksichtigt.

Die Interessenbekundung muss Aussagen zu folgenden Aspekten beinhalten:

= Kurzbeschreibung und Ziel des Projekts mit Angaben zu den vorgesehenen Fordergegenstanden (Bau-
steine)


https://foerderportal.bund.de/easyonline

= Ausgangssituation und Handlungsbedarf im ausgewahlten Innenstadtgebiet / Handlungsraum; Darstellung
vorhandener stadtebaulicher, immobilienwirtschaftlicher, 6konomischer und sozialer Strukturen, Angebote,
Defizite und ggf. vorhandener relevanter sozialraumlicher Daten

= Angaben zur Einordnung und Auswahl des vorgesehenen Innenstadtgebiets / Handlungsraums in den ge-
samtstadtischen Kontext

= Angaben zu vorliegenden Konzepten und Handlungsstrategien; Bedarf an der Erarbeitung neuer bzw. der
Aktualisierung und Vertiefung oder Erganzung vorliegender Konzepte und Strategien

= Angaben zu ggf. bestehenden oder weiteren beantragten / geplanten Gebietskulissen der Stadtebauforde-
rung im vorgesehenen Handlungsraum

= Angaben zu den erwarteten Wirkungen des Projektes und der einzelnen Aktivitdten und MaRnahmen (stich-
wortartig)

= Arbeits- und Zeitplan, gegliedert nach einzelnen Bausteinen des gesamten geférderten Projekts

= Angaben der Kommune zur Bereitstellung des Eigenanteils fiir das geférderte Projekt sowie der ggf. vorge-
sehenen finanziellen Beteiligung Dritter.

Kriterien flir die Projektauswahl

Das BMI méchte modellhaft eine Bandbreite an beispielgebenden Projekten in Kommunen unterschiedlicher Gré-
Renklassen fordern. Fur die Projektauswahl werden folgende Kriterien herangezogen:

= Strukturelle Rahmenbedingungen in den vorgesehenen Handlungsraumen der Innenstédte, Stadt- und Orts-
teilzentren sowie in der Gesamtstadt

= Stadtebauliche, immobilienwirtschaftliche und funktionale Problemlagen, Handlungsfelder und Potenziale

= Innovationsgehalt und Beitrag zur Losung der jeweiligen innenstadtrelevanten Probleme und Aufgaben (ins-
besondere die Uberwindung von monofunktionalen Nutzungs- und Angebotsstrukturen und die Belebung
und Aufwertung der betroffenen Stadtraume)

» Neue Ansatze fur innenstadtbezogene Kooperationen

= Konsistenz (Einbettung und Verzahnung einzelner Aktivitaten und MalRnahmen in den konzeptionellen Ge-
samtrahmen)

= Umsetzbarkeit (Zeit- und Arbeitsplan sowie die Dimensionierung einzelner Aktivitdten und Malnahmen / For-
dergegenstande)

Auswahl der geforderten Projekte

Nach Vorprifung der Interessenbekundung durch das BBSR bzw. beauftragte Dritte erfolgt die Erstellung einer
Forderempfehlung zur Auswahl der Forderprojekte durch eine Jury. Die abschlieBende Auswahl trifft das BMI.

8.2 Antrags- und Bewilligungsverfahren

In der zweiten Stufe werden die fiir eine Férderung in Frage kommenden Kommunen vom BBSR aufgefordert,
innerhalb einer Frist von vier Wochen einen Antrag an das BBSR als Bewilligungsbehdrde einzureichen. Der
Zuwendungsantrag umfasst grundsatzlich das Antragsformular, den Ausgaben- und Finanzierungsplan, den Ab-
lauf- und Zeitplan sowie die entsprechenden Nachweise des kommunalen Finanzierungsanteils (Ratsbeschluss)
sowie aller weiteren Mittelgeber.

Das BBSR priift und bescheidet die Antrage.



9. Kontakt

Fragen zum Projektaufruf richten Sie bitte an das BBSR (Referat WB 12) unter folgender E-Mail-Adresse:
E-Mail: wb12.ziz@BBR.Bund.de
Betreff: Projektaufruf - Zukunftsfahige Innenstédte und Zentren

Zudem steht Ihnen eine Telefonhotline von Montag bis Freitag jeweils von 9 bis 18 Uhr fiir Auskinfte zur Verfi-
gung: Tel.: 0228 99401 1222

Der Projektaufruf tritt mit der Veréffentlichung im Internet am 22.07.2021 auf www.bbsr.bund.de/innenstadtpro-
gramm in Kraft.



www.bbsr.bund.de/innenstadtpro
mailto:wb12.ziz@BBR.Bund.de
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deESBt:fZQ Rahmenbedingungen

Fordergegenstdande:

* (Weiter-) Entwicklung von Konzepten und Handlungsstrategien
e Entwicklung und Umsetzung von EinzelmaRnahmen

* konzeptionelle Beratung und Begleitung im Rahmen der Konzeptumsetzung, bei der
Projektentwicklung, fiir investitionsvorbereitende Aktivitaten sowie — daraus resultierende —
geringfiigige investive MaRnahmen (max. 30 % des Gesamtvolumens) zur Starkung von
multifunktionalen, resilienten und kooperativen Innenstadten

Fordervolumen:
min. 200.000 € bis 5 Mio. € pro Kommune (250 Mio. € insgesamt)

Forderquote:
Kommunen in HH-Notlage: 90% Forderung, 10% Eigenanteil (sonst 75% Forderung)




Ll{jNHfN%‘:tQQ Rahmenbedingungen

Zielrichtung der Forderung:

Losung innenstadtrelevanter Probleme und Aufgaben, insbes. Uberwindung von

monofunktionalen Nutzungs- und Angebotsstrukturen und die Belebung und Aufwertung
betroffener Stadtraume.

Ziel ist die Unterstutzung bei der Bewaltigung akuter und auch struktureller Problemlagen
(,Verodung”) in Innenstadten, indem diese als Identifikationsorte der Kommune zu
multifunktionalen, resilienten und kooperativen Orten (weiter-)entwickelt werden

Laufzeit des Forderprogramms: Ende 2021 voraussichtlich bis Ende 2025
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Der Zeitplan

Interessen-
bekundung
bis 17.09.

Vor-
prifung
durch das
BBSR
(Forder-
empfehlung

an Jury,
Sitzung

vorauss. Ende

Oktober)

Auswahl
durch BMI

BBSR: Bundesinstitut flir Bau-, Stadt- und Raumforschung

Antrag
innerhalb
von 4
Wochen
einreichen

Umsetzung der geforderten Projekte
(Projektstart frithestens Ende 2021, spatestens

beendet am 31.08.2025)

Antrags-
prufung
und
Forder-
bescheid
durch
BBSR

: Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat

Abrechnung
der Projekte

bis vorauss.
Ende 2025
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Pl oy Projektstruktur

Innenstadtdialog HLG

D: Dialograum Innenstadt

K1la: Zukunftsmodell
Wochenmarkt

K2a: Glockenhaus KZI.O: Jntere K2c: Ratskeller
Gerichtslaube
K3a: Spielen und Verweilen in der K3b: Machbarkeitsstudie
Stadt lImenauquerung
F: Verfigungsfonds Kultur

O: Offentlichkeitsarbeit / -
. " K3a =
Blirgerbeteiligung

K1b: Nutzungskonzept

K1: Wochenmarkt

Schlisselimmobilie Markt

K2: Orte fur Kultur und
Ehrenamt

K3: Offentlicher Raum und

Nahmobilitat
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Fordergebiet

Projektgebiet umfasst weitestgehend die Lineburger
Innenstadt innerhalb des Stadtrings

13,8 ha

Abgrenzung erfolgt aufgrund der Projektschwerpunkte
Flache des Wochenmarktes

Umfeld Untersuchungsraum flr Flachenausdehnungen

Wichtige Parkraumflachen (Marienplatz, Stlzwiesen,
Parkhauser)

Glockenhaus
Gerichtslaube und der Ratskeller am Rathaus

Wichtige Grinflachen und Areale am Wasser (llmenau und
LOsegraben)

Norden Uber den Zusammenfluss von limenau und
Losegraben hinaus, Machbarkeit einer neuen Querung des
Wassers

Gebiet Uberschneitet sich teilweise mit den
Sanierungsgebieten ,,Grinband Innenstadt® und ,Weiler
Turm®. Das Sanierungsgebiet ,Wasserviertel® liegt
vollstandig innerhalb des Projektgebietes.




LONERuLRG o =
die HANSEstadt ./ Einzelprojekte

D: Dialograum Innenstadt Konzept: 20 T€ Investition: 12 T€

Zurzeit Arbeitsplatz und Raumlichkeit fir Beratungen (EG Kuhstral3e 13)
Strategisch multifunktionaler Nutzen fir verschiedenste Stadtakteure
Dialograum ab 2022: Beteiligung / Akteurseinbindung fur die Konzepte K1-K3
Informationsveranstaltungen und Workshops

Interessen aller Anspruchsgruppen bindeln, Trends und Anspriche frihzeitig
erkennen und in die Prozesse integrieren

Forderung und Weiterentwicklung bereits bestehender und neuer Initiativen,
Start-ups und Einrichtungen

Vortragsreihen verschiedenster Themenbereiche (Grindung, Digitalisierung etc.)
Standort besticht durch gute Anbindung und hohe Sichtbarkeit




LUNEIZuRG, E
die HANSEstadt Einzelprojekte

K1: Wochenmarkt K1a: Zukunftsmodell Konzept: 25 T€ Investition: 30 T€
Wochenmarkt

 Anforderungen an einen kunftigen Wochenmarkt in zentraler Lage ermitteln

 Raumliche Ausdehnung der Marktflache, in das angrenzende Stral3ennetz
konzeptionell entwickeln

« Verkehrsfuhrung, Parkraummanagement und Logistik (Stichwort "Letzte Meile")
 Betrachtung Abstande und Durchgéange

« Kinftiges Warenangebot

 Infrastrukturelle Anforderungen (Strom, Wasser, Multicodierung)

« Beteiligung der Burger, Marktbeschicker und weiterer Akteure der Innenstadt




LONETZuRG N E
die HANSEstadt ./ Einzelprojekte

K1b: Nutzungskonzept

K1: Wochenmarkt

« Gebaude (aktuell Galeria Kaufhof) zahlt zu den Schllisselimmobilien

« Betreiber entwickelt ein Strategiepapier - Luneburg als "regionaler Magnet,,

* Folge: Reduzierung der Verkaufsflachen sowie Untervermietungen

« Entwicklung eines Nutzungskonzeptes zur Verhinderung eines Teilleerstands

Konzept: 20 T€

Schlisselimmobilie




LUNEIZuRG, E
die HANSEstadt Einzelprojekte

K2: fur Kul
Orte fur Kultur K2a: Glockenhaus Konzept: 110 T€ Investition: 95 T€
und Ehrenamt

* Entwicklung eines innerstadtischen, multifunktionalen Begegnungsortes

« ausreichend grol3e Raume zur Nutzung durch Kulturschaffende, Vereine
und weitere Gruppen

« Stadtisches Gebaude in zentraler Lage

* Besondere Anforderungen aufgrund des Denkmalwertes, der
Schadstoffbelastung und der Raumstruktur

* Neukonzeptionierung zur Nutzung im nichtkommerziellen Bereich unter
Einbeziehung einer breiten Akteursebene erforderlich, um bauliche
Bedarfe fur eine Sanierung und Modernisierung abzuleiten

10
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die HANSEstadt ./ Einzelprojekte

K2: Orte fur Kultur
und Ehrenamt

K2b: Untere

Konzept: 45 T€

Gerichtslaube

Entwicklung eines Konzeptes zur Schaffung eines niederschwelligen
Ausstellungsangebots fur Luneburger und Touristen

Thema soll ,Rathaus- und Stadtgeschichte von unten” sein

Sinnvolle Erganzung zu bestehenden Angeboten (Stadtfuhrungen, Museen)
Erlebnisorientiert

ca. 200 m? Ausstellungsflache

11
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die HANSEstadt ./ Einzelprojekte

K2: far Kul
Orte fur Kultur K2c: Ratskeller Konzept: 30 T€
und Ehrenamt

 Umfassendes Nutzungskonzept, auch als Vorbereitung fur ein Bau- und
Sanierungskonzept

« Ratskeller ist seit 2011 ungenutzt

 Herausforderungen ergeben insbesondere Schadstoffe, Brandschutz und
Barrierefreiheit

12
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die HANSEstadt.” Einzelprojekte

K3: Off. Raum und

K 20T | t 1
Verweilen in der Stadt SIS 28 nvestition: 15 T€

e Zentrum als Ganzes in den Blick nehmen sowie Maldihahmen aufeinander
abstimmen

 Auch Umwidmung, temporare und multifunktionale Nutzung von
Flachen sowie ungenutzte Flachenpotentiale sollen untersucht werden

« Aspekte wie Sitz- und Verweillmdglichkeiten, mobiles Arbeiten im
Zentrum

« Steigerung der Attraktivitat des Zentrums fur Kinder und Familien sowie
Bewegungsforderung

« Ermittlung der Anforderungen und Standorte
« Klare Abgrenzung zu den Sanierungsgebieten (keine Doppelforderung)

Nahmobilitat

13
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die HANSEstadt / Einzelprojekte

K3: Off. Raum und K3b: Machbarkeitsstudie
ren Konzept: 70 T€
Nahmobilitat lImenauquerung

Machbarkeitsstudie fur eine Ful3-/Radverkehrsbricke

Starkung der Nahmobilitat im ndrdlichen Innenstadtbereich
Klimafreundliche Erreichbarkeit des Zentrums

Fehlende Querung als Mangel in der Radverkehrsstrategie 2025

14
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die HANSEstadt.” Einzel projekte

F: Verfigungsfonds 100 T€

« Luneburg verfugt tber differenzierte Kultur- und Kreativszene

* Durchflihrung Projektideen und Veranstaltungen in der Luneburger
Innenstadt

* Entscheidung, welche Mal3inahmen aus dem Fonds in welcher Hohe:
Lokales Gremium (Festlegung zur Besetzung und Benennung erfolgt im
Rahmen des Antragsverfahrens)

15
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Offentlichkeitsarbeit /

PAONES

« Bestandtell aller Konzeptentwicklungen: Burger-/ und
Akteursbeteiligung

* Nach Konzeptionierung der einzelnen Teilprojekte und Umsetzung:
Ergebnisse Offentlichkeitswirksam vermarkten (Broschuren, Flyer oder
Plane z. B. zu den Themen ,Spielen in der Stadt® oder ,Orte fur Kultur und
Ehrenamt”)

BuUrgerbeteiligung

16



Dialograum
Innenstadt

12/2021- n
05/2022 O: Offentlichkeitsarbeit / Biirgerbeteiligung 02/2022-08/2025

F: Verfligungsfonds Kultur 02/2022-08/2025

Kla: Zukunftsmodell Wochenmarkt — Konzept 02/2022-03/2024 K1a: Zukunftsmodell
Wochenmarkt —

K1b: Nutzungskonzept Investition 04/2024-
Schlusselimmobilie Markt 08/2025

K3b: llmenauquerung K3b: Ilmenauquerung
Machbarkeit 04/2022 — Kartierung 03/2023 —
12/2022 01/2024

K2a: Glockenhaus —
Konzept 04/2022- K2a: Glockenhaus — Investition 12/2022-08/2025

11/2022

K2b: Untere
K2c: Ratskeller Gerichtslaube

04/2022-11/2022 04/2023-11/2023

K3a: Spielen und K3a: Spielen und Verweilen in
Verweilen — Konzept J der Stadt — Investition 12/2022-
04/2022-11/2022 07/2023
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LONETSLRG . o E
die HANSEstadt Haushaltsjahre / Gesamtfinanzierung
2021 2022 2023 2024 2025 Gesamt
Summe 10.000,00 € | 206.000,00 € | 235.500,00 € 79.000,00 € 81.000,00 € | 611.500,00 €
Eigenanteil 10% (Fonds 50%) 1.000,00 € 30.600,00 € 33.550,00 € 17.900,00 € 18.100,00 € | 101.150,00 €
Forderung 90% (Fonds 50%) 9.000,00€ | 175.400,00 € | 201.950,00 € 61.100,00 € 62.900,00 510.350,00 E;

/

Beantragte Forderung




	Vorlage
	Anlage  1 Anlage 1: Projektaufruf Zukunftsfähige Innenstädte und Zentren
	Anlage  2 Anlage 2 Zusammenfassung Interessenbekundung Zukunftsfähige Innenstädte

